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Warum »Recht gegen rechts«?
Prolog

Die stillschweigende Hoffnung, das anhaltende Erstarken rechtsextremer Tendenzen werde von selbst wieder vorübergehen, diese »Hush-Hush-Taktik«, wie Theodor W. Adorno sie in einer Rede 1967 an der Wiener Universität nannte – »also die Taktik, diese Dinge totzuschweigen« –, hat nie funktioniert. Denn damals wie heute ist »bereits die Entwicklung viel zu weit gegangen, als dass man damit noch durchkäme«.
Das ist die gesellschaftliche Situation, die in diesem Report vermessen werden soll: Die Vertreter*innen rassistischer, homophober, revisionistischer Ressentiments treten immer schamloser auf, es gelingt ihnen, die Grenzen des Sagbaren immer weiter zu verschieben. Auch in Amtsstuben und Gerichtssälen ist dies zu beobachten, also dort, wo der Rechtsstaat eigentlich dagegenhalten sollte. Etwa dann, wenn die Justiz rechtsextreme Einschüchterungstaktiken verharmlost oder wenn die PolizeiPolizei die Betroffenen allein lässt.
Hier setzt dieser Report an. Juristische Mittel können genutzt werden, um diese Tendenzen zurückzudrängen. Es sind die Mittel der Demokratie, des Grundgesetzes, man muss sie in diesen Zeiten mehr denn je zielgerichtet und klug einsetzen. Es liegt nicht nur an Jurist*innen, dies immer wieder einzufordern und wo nötig zu erkämpfen. Sondern es liegt auch an einer wachen Öffentlichkeit, diesen Anspruch an den Rechtsstaat zu stellen – und nachdrücklich darauf zu pochen.
Es genügt dabei nicht, nur die Agitation der brüllenden Demagogen in den Blick zu nehmen. Die Entwicklungen in PolenPiS-Partei und UngarnOrbán, Viktor zeigen, wie der autoritäre Rechtsruck gerade aus den Reihen von etablierten Parteien und Institutionen heraus betrieben werden kann. In PolenPiS-Partei zerstört die nationalistische Regierung der PiSPiS-Partei-Partei systematisch die Unabhängigkeit der Justiz – allen Protesten und europäischen Klageverfahren zum Trotz. In UngarnOrbán, Viktor hat Viktor OrbánOrbán, Viktor eine völkische und illiberale Demokratie etabliert, die heute als Blaupause für Neue Rechte auch in anderen Ländern gilt. Überall dort, wo seine Geschwister im Geiste sich aufmachen, den Marsch durch die Institutionen mit weiteren Erfolgen zu krönen, braucht es wache, entschiedene, demokratische Gegenwehr.
Die Jahre 2019 und 2020 sind von blutigem Rechtsterrorismus geprägt gewesen. Dazu gehört am 2. Juni 2019 der Mord an dem CDUChristlich Demokratische Union/Christlich-Soziale Union (CDU/CSU)-Regierungspräsidenten von Kassel, Walter LübckeLübcke, Walter, dessen humanistisch geprägte Haltung in der Flüchtlingspolitik ihn zu einem Hassobjekt für Rechtsextreme machte. Dazu gehört das antisemitisch und rassistisch motivierte Attentat mit zwei Todesopfern und mehreren Verletzten auf die Synagoge und einen Dönerimbiss in HalleAntisemitisch und rassistisch motivierter Anschlag in Halle an der Saale am 9. Oktober 2019. Dazu gehört der rassistische Anschlag in HanauRassistisch motivierter Anschlag in Hanau am 19. Februar 2020, dem zehn Menschen zum Opfer fielen.
In dieser Lage ist es uns wichtig, einer kritischen Öffentlichkeit zugänglich zu machen, wo die Justiz ihre Instrumente zur Verteidigung von Demokratie und Vielfalt derzeit verstauben und verrosten lässt; wo sie Sensibilität für die Rechte von, nicht nur rassistisch, Marginalisierten vermissen lässt; und auch wo sie ihrerseits zu einem Teil des Problems wird, indem sie etwa Rassist*innen noch bestärkt oder ihnen scheinbar Argumente liefert.
Mit diesem Report, der von nun an jedes Jahr erscheinen soll, geht es uns aber auch um das Positive – darum, wie in der juristischen Arena erfolgreiche Gegenstrategien aussehen können, um das Recht dort starkzumachen, wo es zivilgesellschaftliche Kräfte beim Kampf gegen rechtsextreme Tendenzen unterstützen kann. Diese Beispiele bekannter zu machen, heißt sie zur Nachahmung zu empfehlen.
Und wir möchten auch zur Einsendung von solchen juristischen Entscheidungen einladen, die bislang noch nicht die öffentliche Beachtung erlangt haben, die sie verdienen – am besten mit einer E-Mail an recht_gegen_rechts@posteo.de
 
Die Herausgeber*innen
Wie dünn das Eis ist
Zur Zerbrechlichkeit der Demokratie

von Gerhart Baum

 
Als Joseph Goebbels 1928 in den Reichstag einzog – die NSDAP erhielt 2,6 Prozent der Wählerstimmen –, erklärte er sinngemäß: Wir werden uns jetzt aus dem Arsenal der Waffen der Demokratie bedienen, um diese mit ihren Mitteln zu zerstören.
Die heutige rechtsextreme Partei ist auf diesem Wege. Sie kämpft gegen das »System«. Auf sie trifft zu, was das Bundesverfassungsgericht 2017 im Hinblick auf die NPDNationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) festgestellt hat: Sie verfolgt ein rassistisches Konzept der ethnisch exklusiven Volksgemeinschaft, weil sie politische und soziale Rechte auf Menschen beschränken will, die ihrer Ansicht nach deutsch sind. So wollten es auch die Nationalsozialisten.
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus in Deutschland sind die derzeit größte Gefährdung unserer demokratischen Grundordnung. Auch jetzt in der Pandemiekrise mobilisieren die Rechten gegen die geltende Rechtsordnung und versuchen, die Sehnsucht nach Lockerung der Beschränkungen für sich zu mobilisieren. Noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik war die Rechte so stark. Noch nie zuvor saß sie in allen Parlamenten. Sie hat das politische Klima im Land verändert. Es besteht kein Anlass, sie mit Hinweis auf den Extremismus von links zu verharmlosen und zu relativieren. Seit 1945 gab es immer wieder eine Haltung im Lande, die Gefahr von links kritischer zu bewerten als die von rechts.
Natürlich haben wir keine Weimarer Verhältnisse, und die Bundesrepublik wird nicht enden wie Weimar. Aber es gibt besorgniserregende Parallelen, und die lauern auch versteckt in unserer Gesellschaft.
Der totale moralische Zusammenbruch durch die Nazidiktatur – ein ganzes Volk hatte sich einer Verbrecherclique ausgeliefert und die hat einen Weltenbrand entfesselt – wirft bis heute einen Schatten über unsere Demokratie. Nur im Bewusstsein dieser Vergangenheit sind wir in glaubwürdiger Weise politisch handlungsfähig. Gerade deshalb ist unsere ErinnerungskulturErinnerungskultur so wichtig. Es ist unerträglich zu sehen, wie sie herabgewürdigt wird als »dämliche Bewältigungspolitik« (HöckeHöcke, Björn). Das Grundgesetz ist die Antwort auf die Diktatur, mit der strikten Bindung von Staat und Gesellschaft an die Menschenwürde. Auch die Völkergemeinschaft hat sich mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 1948 diesem sittlichen Prinzip verpflichtet. Angesichts dieser Vergangenheit ist von den Deutschen besonders hohe Sensibilität gegen Gefahren von rechts zu fordern.
Rechtsextreme und autoritäre Strukturen werden auch durch die Zeitenwende genährt, in der wir uns befinden. Es ist die digitale Revolution, die eine Globalisierung ungeahnten Ausmaßes in Gang gesetzt hat. Es wachsen Zweifel und Ratlosigkeit – Zweifel an der Verlässlichkeit und an den Kontrollmöglichkeiten weltweiter Prozesse. Es wachsen berechtigte Zweifel an der Durchsetzung des Primats der Politik. Die kaum zu bändigenden Möglichkeiten des Internets begünstigen extreme Denk- und Verhaltensweisen. Erregung und Verschwörungstheorien flammen auf. Und dann kommen die Rattenfänger. Sie präsentieren einfache Lösungen, sie operieren mit der Angst, »dem hinterhältigsten Dämon einer freien Gesellschaft« (Zygmunt Bauman). Sie nähren die trügerische Hoffnung, mit dem Rückzug in eine heimatliche Idylle, die es so nie gegeben hat, könne man den Gefahren begegnen. Aber in einer Welt, in deren Entwicklung alle eingebunden sind, kann es nur kosmopolitische Antworten geben.
Die Angst vor Globalisierung ist sicher noch verstärkt worden durch das unheimliche Phänomen der Pandemie, obwohl sie ja gerade deutlich macht, dass wir auch in dieser Hinsicht in einer weltweiten Risiko- und Gefahrengemeinschaft leben. Wir konstatieren eine generelle Angst vor Veränderungen, vor Fortschritt, vor Kontrollverlusten, vor Abstieg und Armut. Diese Gefahren müssen die Demokraten erkennen und sich ihnen stellen.
Vor diesem Hintergrund sind es vor allem zwei Gründe, die mich von einem Hauch von Weimar sprechen lassen: das generelle Verhältnis der Deutschen zur Freiheit und das Verhalten der sogenannten bürgerlichen Mitte – damals und heute.
Weimar ist letztlich durch Verrat der bürgerlichen Mitte zugrunde gegangen, nicht durch den Zangenangriff der Ränder. Die Untersuchungen der Bielefelder UniversitätUniversität unter der Ägide von Wilhelm Heitmeyer, über mehr als zehn Jahre hinweg, zeigen, dass heute in Teilen des sogenannten Bürgertums ein Prozess der Verrohung stattfindet – ein Prozess der Menschenverachtung. Es sind, wie Heitmeyer es beschreibt, autoritäre Versuchungen – ein autoritärer Nationalradikalismus. Liest man Henkel, LuckeLucke, Bernd, GaulandGauland, Alexander vor der Flüchtlingskrise, so spürt man dort schon die Verachtung unseres auf Toleranz und Weltoffenheit gegründeten Systems. Das sitzt also tief. Rassismus kam als Brandbeschleuniger 2015 dazu, war aber nicht das auslösende Moment.
Sympathien für dieses Gedankengut sind nicht nur bei den Wählern der AfDAlternative für Deutschland (AfD) zu finden, sondern eben auch darüber hinaus. Der Generalbundesanwalt hat kürzlich bei einer Tagung zum Rechtsextremismus festgestellt, dass die Gefahr aus der Mitte der Gesellschaft kommt. Schon 2006 hat Ralf Dahrendorf diese »Versuchungen der Unfreiheit« in seinem gleichnamigen Buch beschrieben, also die Aufgabe der Werte der individuellen Freiheit zugunsten der Auslieferung an ein Kollektiv. Das Streben nach nationaler Größe war in der deutschen Geschichte oft stärker als das Streben nach individuellem Glück.
Ich wurde politisch aktiv, nachdem ich noch das Ende der Diktatur und danach die Uneinsichtigen erlebt habe, die sich der Verantwortung nicht stellen wollten. Die alten Nazis waren noch da, so auch ein Teil meiner Lehrer. Auch in der FDPFreie Demokratische Partei (FDP) waren sie. Und dann habe ich mich mit den Ursachen der Katastrophe unter anderem in einem Brief an Thomas Mann im Januar 1953 nach der Lektüre von »Doktor Faustus« auseinandergesetzt. »Wie war all dies Unfassbare aus dem ›anderen‹, dem wahren, dem hochgeistig-humanen Deutschland entstanden?«, schrieb ich. Ich hatte Zweifel, ob die Demokratie gelingen würde. Sie ist gelungen – in all den Jahrzehnten, und sie ist nach wie vor stark. Aber sie ist heute ernsthaften Bedrohungen ausgesetzt.
Ein Stück Misstrauen bleibt. Ich bin also sehr wachsam, was das Verhältnis der Deutschen zur Freiheit angeht. Das war in unserer Geschichte nicht eindeutig. Es war ein langer Weg zur Demokratie – mehr geprägt durch Restauration als durch Revolution. Die Deutschen haben die Entwicklung zum Nationalstaat nicht unbedingt mit dem Prinzip der Freiheit in Einklang gebracht. Und ich sehe heute Nachlässigkeiten bei der Verteidigung der Freiheit.
Wie dünn das Eis ist, hat Thüringen gezeigt, wo im Februar 2020 der FDPFreie Demokratische Partei (FDP)-Fraktionschef Thomas Kemmerich sich bereit zeigte, Stimmen der AfDAlternative für Deutschland (AfD) für seine Wahl zum Ministerpräsidenten anzunehmen. Erst durch breiten Protest in der Gesellschaft und in der eigenen Partei hat eine demokratische Partei davon abgelassen, sich von Rechtsextremisten stützen zu lassen. Es gab überhaupt keine Berührungsängste.
Zu bemerken waren sogar etliche positive Reaktionen auf Kemmerichs Wahl. Die Feindschaft gegen eine hochgespielte linke Gefahr war stärker als die Ablehnung einer AfDAlternative für Deutschland (AfD)-Unterstützung. Wieder einmal in der Nachkriegsgeschichte war man weniger kritisch gegen rechts als gegen links.
Wie oft höre ich: »Man kann doch nicht ein Viertel der Wähler ausgrenzen.« Man muss! Die AfDAlternative für Deutschland (AfD) verfolgt verfassungsfeindliche Ziele. Ich zitiere noch einmal das Bundesverfassungsgericht im NPDNationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)-Verbotsverfahren: »Antisemitische oder auf rassistische Diskriminierungen zielende Konzepte verstoßen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung.« Das ist eindeutig. Machen wir uns doch klar: Das Ziel ist, diese Ordnung zu beseitigen. Da ist nichts zu beschönigen. Da ist auch nichts zu verhandeln. Auch mit den Nazis konnte man nicht verhandeln. Alle, die die AfDAlternative für Deutschland (AfD) heute unterstützen, sind mitverantwortlich. Auch das ist eine Lehre aus Weimar. Im Übrigen werden die Einflussmöglichkeiten, die die Demokraten durch Anpassung auf AfDAlternative für Deutschland (AfD)-Wähler haben, maßlos überschätzt. Rechtsextremisten müssen vom Wert unserer freiheitlichen Ordnung überzeugt werden – und das ist ein schwieriger Prozess.
Der Feind stand in der Bundesrepublik immer eher rechts als links – auch ich als Minister hatte damit zu kämpfen. Natürlich war die Rote Armee Fraktion (RAF) ein besonderes Phänomen. Gleichzeitig aber gab es Morde und Gewalttaten von rechts, wie das Attentat auf dem Oktoberfest 1980 mit zwölf Todesopfern – und bis heute mindestens 200 Todesopfer rechtsextremistisch motivierter Gewalt.
Es gibt also Parallelen zu Weimar – nicht dergestalt, dass heute weiten Teilen der demokratischen Gesellschaft der Wille zur Freiheit abgesprochen werden müsste, aber doch so, dass sich in Teilen der sogenannten bürgerlichen Mitte demokratieverachtende Tendenzen angesiedelt haben. Und diese Situation wird uns noch länger begleiten in diesen stürmischen Zeiten. Deshalb ist es so wichtig, dass die Autorinnen und Autoren dieses Reports »Recht gegen rechts« gegen diese demokratieverachtenden Tendenzen Stellung beziehen. Mit den Mitteln des Rechtsstaats und mit langem Atem.
Es waren Kräfte aus der eigentlich demokratischen Mitte, die einst der Zerstörung der Republik Vorschub leisteten, zuletzt mit dem Ermächtigungsgesetz von 1933, mit dem die Demokratie abgeschafft wurde. Sie haben die Demokratie verraten und damit die Ränder gestärkt. Was undenkbar schien, das geschah.
[...]
Über 
Die Herausgeber*innen sind Journalist*innen und kritische Jurist*innen, die sich von einer Grundeinsicht leiten lassen: Rechtsextremist*innen verstehen das Recht als Arena ihrer politischen Kämpfe und versuchen, es für ihre Zwecke auszunutzen. Wenn alle diese Versuche dokumentiert und bewertet werden, ist ein wichtiger Schritt getan, um sich besser wehren zu können.
Über dieses Buch
Internet-Beleidigungen gegen Renate Künast; Rassismus in der Gesellschaft; AfD-Politiker, die die Nazizeit als »Vogelschiss« bezeichnen – die Justiz ist permanent mit dem gesellschaftlichen Rechtsruck in Deutschland konfrontiert. Sie reagiert darauf nicht immer angemessen. »Recht gegen rechts. Report 2020« verzeichnet die Entwicklungen im Recht, die aus dem Kontakt mit rechten Tendenzen in der Gesellschaft resultieren, und bewertet sie. Ziel des Bandes ist es, anhand konkreter Beispiele einerseits die Tendenzen im Recht zu dokumentieren, die in die falsche Richtung laufen, und andererseits die Praxen hervorzuheben, die sich dem Rechtsruck entgegenstellen – um zu zeigen, wie der Resonanzraum für Rechte verkleinert werden kann. Denn noch ist es nicht zu spät.
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